
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

EINLADUNG 

GEMEINDEVERSAMMLUNG 
5. Juni 2018, 19.45 Uhr 

Geschäfte 

1. Genehmigung der Jahresrechnung 2017 der  

politischen Gemeinde 

2. Festsetzung mittelfristiger Rechnungsausgleich 

3. Kauf Stockwerkeinheit der Post im Schurterhaus 

Wangen 

4. Anfragen nach § 17 des Gemeindegesetzes 
 
 

5. Juni 2018, 19.45 Uhr 

im Gemeindezentrum Gsellhof  

Schüracherstrasse 10, 8306 Brüttisellen 
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Einladung 
 

Sehr geehrte Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 

 

Gerne laden wir Sie zur Gemeindeversammlung der politischen Gemeinde ein und freuen uns, 

wenn Sie von Ihrem demokratischen Recht zur Mitgestaltung unserer Gemeinde möglichst zahlreich 

Gebrauch machen. 

 

Im Anschluss an die Gemeindeversammlung wird den Anwesenden ein Apéro offeriert. Dabei 

stehen die Mitglieder des Gemeinderats und der Gemeindeschreiber gerne für allgemeine Fragen 

oder Anregungen zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

GEMEINDERAT 

WANGEN-BRÜTTISELLEN 

 

Gemeindepräsidentin Gemeindeschreiber 

  
Marlis Dürst Christoph Bless 

Hinweise  
 

Aktenauflage 

 

Beachten Sie bitte die nachfolgenden Anträge und Berichte des Gemeinderats. Die detaillierten 

Akten liegen ab 7. Mai 2018 im Gemeindehaus zur Einsicht auf (inkl. Anträge der Rechnungsprü-

fungskommission). 

 

Stimmrecht 

 

In Angelegenheiten der politischen Gemeinde sind alle in Wangen-Brüttisellen niedergelassenen 

Schweizerinnen und Schweizer stimmberechtigt, welche das 18. Altersjahr zurückgelegt haben. Die 

Niederlassung beginnt mit der Abgabe der Ausweisschriften. 

 

Anfragerecht nach § 17 Gemeindegesetz 

 

Gemäss § 17 des Gemeindegesetzes hat jede stimmberechtigte Person das Recht, eine Anfrage 

an den Gemeinderat zu stellen, die an der Gemeindeversammlung zu beantworten ist. Die Anfrage 

muss aber eine Angelegenheit der Gemeinde und von allgemeinem Interesse sein sowie vor der 

Gemeindeversammlung schriftlich beim Gemeinderat eingereicht werden (Gemeinderat Wangen-

Brüttisellen, 8306 Brüttisellen). Der Gemeinderat beantwortet die Anfrage an der Gemeindever-

sammlung. 

 

Anfragen, die spätestens zehn Arbeitstage vor der Gemeindeversammlung eingereicht werden, 

beantwortet der Gemeinderat der/dem fragestellenden Stimmberechtigten spätestens einen Tag 

vor der Gemeindeversammlung schriftlich. Der Tag, an dem die Gemeindeversammlung stattfin-

det, wird dabei nicht mitgezählt. Massgebend ist das Datum des Eingangs beim Gemeinderat. 

 

Der oder die fragestellende Stimmberechtigte hat das Recht auf eine Stellungnahme. Es findet 

keine Beratung und Beschlussfassung über die Antwort statt. Die Versammlung kann aber beschlies-

sen, dass eine Diskussion stattfindet.  
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ANTRÄGE UND BERICHTE DES GEMEINDERATS 

 

1. Genehmigung Jahresrechnung 2017 der politischen Gemeinde 

Antrag des Gemeinderats 

 

Genehmigung der Jahresrechnung 2017 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 2‘241‘658.24. 

Antrag der Rechnungsprüfungskommission 

 

Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung 

2017 zu genehmigen. Diese weist folgende Grunddaten aus: 

 

 Laufende Rechnung zeigt einen Ertragsüberschuss von CHF 2'241'658.24 

 Aufwand CHF 40'475'191.63 

 Ertrag  CHF 42'716'849.87 

 Die Rechnung schliesst um CHF 3'169'958.24 besser ab als budgetiert.  

 Nettoinvestition im Verwaltungsvermögen  CHF 1'642'104.51 

 Nettoinvestition im Finanzvermögen  CHF 1'253'014.25 

 Ausgewiesenes Eigenkapital per 31. Dezember 2016 CHF 36'938'425.62 

 

Die finanzpolitische Prüfung gibt zu keinen Bemerkungen Anlass. Die finanztechnische Prüfung 

wurde durch die Revipro AG vorgenommen. Diese Prüfung ergab, dass die Jahresrechnung 2017 

den geltenden schweizerischen und kantonalen Vorschriften und der Gemeindeordnung ent-

spricht. 

Das Wesentliche in Kürze 

 

 Die Jahresrechnung 2017 schliesst anstelle eines budgetierten Aufwandüberschusses von 

CHF 0,928 Mio. mit einem Ertragsüberschuss von CHF 2,242 Mio. und somit um rund CHF 3,170 

Mio. besser ab als budgetiert. 

 Der sehr erfreuliche und mit CHF 2,242 Mio. unerwartet hoch ausgefallene Ertragsüberschuss hat 

hauptsächlich mit zwei Sondereffekten zu tun. Nach Abzug dieser Faktoren resultiert noch ein 

um CHF 0,971 Mio. besseres Jahresergebnis. 

 Dank gosser Budgetdisziplin bei den beeinflussbaren Ausgaben wurde das budgetierte Auf-

wandtotal, mit Ausnahme der Abschreibungen, eingehalten. Die ertragsseitigen Vorgaben wur-

den aufgrund eines Buchgewinns aus einem Landverkauf im Gebiet „Neuwisen“ und des positi-

ven Einfluss eines Nachsteuerfalls deutlich übertroffen. Durch die Auflösung einer Rückstellung im 

Zusammenhang mit der Personalvorsorge wurde das Ergebnis zusätzlich begünstigt. 

 In den meisten Positionen wurden die Zahlen des Voranschlags und/oder des Vorjahrs unter-

schritten. Grössere Mehraufwendungen bei der Gesundheit und den Zusatzleistungen stehen Ein-

sparungen bei der Verwaltung und der Bildung gegenüber. Auch die Steuereinnahmen zogen 

zum Jahresende wider Erwarten stark an. 

 Der Ertragsüberschuss von CHF 2‘241‘658.24 wird dem Eigenkapital gutgeschrieben. Dieses weist 

per 31. Dezember 2017 einen Betrag von CHF 36‘938‘425.62 aus. 

 Die Investitionsausgaben liegen mit CHF 5,162 Mio. um CHF 2,673 Mio. beträchtlich höher als vor-

gesehen, während die Investitionseinnahmen mit CHF 4,772 Mio. um CHF 4,052 Mio. besser aus-

gefallen sind. Insgesamt resultieren Nettoinvestitionen (Verwaltungs- und Finanzvermögen) von 

CHF 0,389 Mio., was CHF 1,380 Mio. tiefer ist, als budgetiert und vor allem auf den Landverkauf 

im Gebiet „Neuwisen“ zurückzuführen ist. Zudem wurde die Liegenschaft an der Schulhaus-

strasse 6 in Brüttisellen zum Kaufpreis von CHF 1,255 Mio. erworben. 
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Ausführlicher Bericht 

 

1 Ausgangslage 

In dieser Vorlage informiert der Gemeinderat über die wesentlichen Elemente des 

Jahresabschlusses 2017 sowie über die finanzielle Lage der Gemeinde Wangen-Brüttisellen. 

 

Statt eines budgetierten Aufwandüberschusses von CHF 0,928 Mio. schliesst die Jahresrechnung mit 

einem Ertragsüberschuss von CHF 2,242 Mio. ab. Die laufende Rechnung 2017 schliesst somit um 

rund CHF 3,170 Mio. besser ab als budgetiert. 

 

2 Finanzielle Berichterstattung 

Der budgetierte Brutto-Ertrag von CHF 39‘005‘800 wurde um rund CHF 3,711 Mio. resp. 9,514 % über-

troffen. 

 

Der ertragsseitige Überschuss wurde vor allem durch das bereits Ende 2015 von der Gemeinde-

versammlung genehmigte Landgeschäft mit der Barizzi AG (Gebiet Neuwisen) verursacht, das 

einen Buchgewinn von CHF 1,380 Mio. mit sich brachte. 

 

Nebst einem Nachsteuerfall von CHF 0,916 Mio. haben die Steuereinnahmen bei juristischen 

Personen zum Jahresende deutlich angezogen. Der Ertragsanteil der juristischen Personen beträgt 

bei den ordentlichen Steuereinnahmen neu 29,6 % (Vorjahr 27,5 %). 

 

Auch die Quellensteuer und die Steuerausscheidungen haben sich im vierten Quartal wider 

Erwarten positiv entwickelt. Anscheinend konnte der Kanton die seit einigen Monaten pendenten 

Fälle abschliessen und einen beträchtlichen Nachtrag von CHF 0,456 Mio. abliefern, der schliesslich 

zu einem Quellensteuerjahresertrag von CHF 0,904 Mio. (Voranschlag 2017, CHF 0,759) geführt hat. 

Die Steuerausscheidungen sind um CHF 0,560 Mio. besser ausgefallen als budgetiert, was ebenfalls 

auf die gute Ertragsentwicklung einzelner juristischer Personen zurückzuführen war. Bei der Grund-

stückgewinnsteuer lag der Mehrertrag gegenüber dem Budget bei CHF 0,324 Mio. Im Vergleich 

zum Vorjahr musste allerdings ein beträchtlicher Rückgang von CHF 1,222 Mio. in Kauf genommen 

werden. 

 

Der budgetierte Brutto-Aufwand von CHF 39‘934‘100 wurde um rund CHF 0,541 Mio. resp. 1,36 % 

überschritten. 

 

Die Aufwandseite wurde von zwei Sondereffekten beeinflusst. Nebst der Auflösung der BVK-

Rückstellung (Verbindlichkeit für Sanierungsmassnahmen der beruflichen Vorsorge des Gemeinde-

personals von CHF 0,440 Mio.), die aufgrund des neu über 100 % liegenden Deckungsgrads auf-

wandmindernd ausgebucht werden konnte, haben Bewertungsverluste von CHF 0,530 Mio. auf der 

Liegenschaft an der Schulhausstrasse 6 in Brüttisellen zu zusätzlichen Abschreibungen geführt. Bei 

einem allfälligen Verkauf der Liegenschaft würde wieder eine Aufwertung und ein damit 

verbundener Buchgewinn erfolgen. 

 

Mehrausgaben sind auch bei der Gesundheit (CHF 0,230 Mio.), bei der gesetzlichen wirtschaftli-

chen Hilfe und den Zusatzleistungen zu verzeichnen. Letztere sind im Vergleich zum Vorjahr und 

Budget um mehr als CHF 0,240 Mio. angestiegen. Trotz steigender Fallzahlen sind bei der Sozialhilfe 

die Aufwendungen im Jahresvergleich nur leicht höher ausgefallen. Der etwas zu optimistisch bud-

getierte Richtwert aus dem Voranschlag wurde um rund CHF 0,120 überschritten. 

 

Die Nettoinvestitionen (Verwaltungs- und Finanzvermögen) liegen mit rund CHF 0,389 Mio. aufgrund 

zweier ausserordentlicher Immobiliengeschäfte um CHF 1,380 Mio. tiefer als im Voranschlag. 

Einerseits wurde eine Liegenschaft an der Schulhausstrasse 6 in Brüttisellen für CHF 1,255 Mio. erwor-

ben. Andererseits hat der Landverkauf im Gebiet „Neuwisen“ an die Barizzi AG unter dem Strich zu 

einer nicht budgetierten Devestition von CHF 2,562 Mio. geführt. Von diesen Landgeschäften isoliert 

betrachtet, sind die Nettoinvestitionen im Verwaltungsvermögen insgesamt rund CHF 0,127 Mio. tie-

fer ausgefallen als vorgesehen. Nebst Minderausgaben beim Strassenwesen von CHF 0,425 (günsti-

gerer Dorfplatz Wangen und Aufschub der Brückensanierung obere Wangenstrasse) wurden bei 

den Schulliegenschaften (Deckensanierung Aula Bruggwiesen, gebundene Ausgabe) CHF 0,112 

Mio. mehr verbaut. 
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Auch die Investitionen im gebührenfinanzierten Abwasserbereich sind höher ausgefallen als budge-

tiert (Regenrückhaltebecken Kernzone Wangen). 

 

Grundsätzlich kann den Behörden und der Verwaltung eine sehr gute Ausgabendisziplin attestiert 

werden. Die Mehraufwendungen sind entweder gebunden oder aus nicht beeinflussbaren bzw. 

gesetzlich vorgeschriebenen Ursachen entstanden. Für Detailinformationen wird auf den 

nachfolgenden Finanzbericht der Jahre 2013 bis 2017 der Firma Swissplan.ch 

(Finanzplanungsmandat) verwiesen. 
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3 Abweichungsbegründungen zur Laufenden Rechnung nach Funktionen der politischen Ge-

meinde (alle Funktionen +/- CHF 100‘000 Abweichung zu Budget sowie ausgesuchte Bereiche 

mit hohem Informationsgehalt) 

020 Gemeindeverwaltung, CHF 190‘000 Minderaufwand 

Da die Sanierung der beruflichen Vorsorge des Gemeindepersonals schneller abgeschlossen wurde 

als erwartet, konnte die zurückgestellte Sanierungsverpflichtung erfolgswirksam aufgelöst werden. 

Auch bei der IT fielen tiefere Kosten an. 
 

100 Rechtspflege, CHF 110‘000 Mehrertrag 

Das Betriebsergebnis des Betreibungsamts der Stadt Dübendorf fiel erfreulich positiv aus. Die Einspa-

rungen beim Personalaufwand und die besser als erwartet ausgefallenen Gebühreneinnahmen 

führten zu einem anteilmässigen Ertragsüberschuss zu Gunsten der Gemeindekasse, da Wangen-

Brüttisellen zum Betreibungskreis Dübendorf gehört. 
 

200 Kindergarten, CHF 40‘000 Minderaufwand 

Erfreulicherweise sind 2017 für Vikariate weniger Lohnkosten angefallen. Gegenüber dem budge-

tierten dreijährigen Durchschnitt konnte dadurch das Budget stark unterschritten werden. In ande-

ren Bereichen des Kindergartens sind ebenfalls weniger Kosten angefallen als budgetiert wurde. 

 
210 Primarschule, CHF 240‘000 Mehraufwand 

Auf der Primarstufe ist der Mehraufwand für die kantonalen Lehrpersonen mit viel höheren Vikariats-

kosten zu erklären. Vor allem Ausfälle aufgrund von Mutterschaftsurlaub und Krankheit machten 

den Grossteil der Mehrausgaben aus. Im Schuljahr 2017/2018 fielen zwölf Wochenlektionen mehr 

an. Zudem wurden sämtliche Arbeitspensen durch den neuen Berufsauftrag auf ganze Stellenpro-

zent aufgerundet. 

 
211 Oberstufe, CHF 260‘000 Minderaufwand 

Weil entgegen der ursprünglichen Klassenplanung eine 3. Sekundarklasse weniger geführt wurde, 

fielen insgesamt für das Schuljahr 2017/2018 zirka 18 Wahlfach-Wochenlektionen weniger an. 

Wider Erwarten sank die Anzahl Mittelschülerinnen und -schüler, was die Beiträge an kantonale Mit-

telschulen reduzierte. 
 

213 Tagesstrukturen, CHF 40‘000 Mehrertrag 

In den Tagesstrukturen stieg 2017 die durchschnittlich betreute Kinderzahl um zirka 5 Kinder pro Tag 

an. Dadurch stiegen einerseits die Kosten an Betreuung und anderseits auch die Elternbeiträge ge-

genüber 2016. Die Nettokosten der Tagesstrukturen sanken gegenüber dem Budget um CHF 

23‘000. Der Deckungsgrad betrug 2017 sehr gute 67 % (Vorgabe Souverän 60 %), was auf die bes-

sere Auslastung der Tagesstrukturen zurückzuführen ist. 
 

220 Sonderschulung, CHF 30‘000 Mehraufwand 

Im Bereich Sonderschulung konnten die Mehrausgaben für die Aufnahmeklasse Asyl durch die 

dadurch ebenfalls höheren Staatsbeiträge annähernd kompensiert werden. Bei den Kosten für Son-

derschulen und Heime sowie für die damit verbundenen Transportkosten sind Mehraufwände ge-

genüber dem Budget zu verzeichnen. Die Zahl der externen Schulungen stieg von 10 auf 16 Schüle-

rinnen und Schüler. Diese Kosten sind gebunden und können nicht beeinflusst werden. 

 
415 Pflegefinanzierung Alters- und Pflegeheime, CHF 120‘000 Mehraufwand 

Im 2017 mussten mehr Patienten mit höheren Pflegestufen behandelt werden. 

 
530 Zusatzleistungen zur AHV/IV, CHF 240‘000 Mehraufwand 

Da einerseits die Unterbringung in sozialen Institutionen teurer geworden ist und andererseits höhere 

Gesundheitskosten finanziert werden müssen, stiegen die Zusatzleistungen. 
 

542 Kinderkrippen, CHF 10‘000 Mehraufwand 

Die Kinderkrippen erfreuen sich immer grösserer Beliebtheit und werden von Eltern, bei welchen 

beide Elternteile berufstätig sind, immer häufiger genutzt. In der Folge nutzten auch mehr subventi-

onsberechtigte Eltern das Angebot und der budgetierte Subventionsanteil der Gemeinde wurde 

darum überschritten. Es muss damit gerechnet werden, dass sich dieser Trend fortsetzen wird. 

 
580 Gesetzliche wirtschaftliche Hilfe, CHF 120‘000 Mehraufwand 

Höhere Fallzahlen und tiefere Rückerstattungen aufgrund von weniger Gesuchseingaben mit An-

spruch auf Kostenersatz führten zu Mehrausgaben. 
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900 Gemeindesteuern, CHF 2‘430‘000 Mehrertrag 

Die Erträge der juristischen Personen stiegen in den letzten zwei Monaten des Jahres massiv an und 

trugen, nebst den ausserordentlichen Erträgen in den Bereichen Nachsteuern (ein Fall ergab über 

CHF 0,9 Mio. Ertrag), Quellensteuern (Aufarbeitung Pendenzen beim kantonalen Steueramt) und 

den Steuerausscheidungen, zum positiven Ergebnis bei. 

 
941 Buchgewinne und Verluste, CHF 1‘370‘000 Mehrertrag 

Im Zuge des Landverkaufs im Gebiet „Neuwisen“ an die Barizzi AG konnte auf der veräusserten Lie-

genschaft ein Buchgewinn verbucht werden. 

 
990 Abschreibungen, CHF 560‘000 Mehraufwand 

Eine vorgeschriebene Wertberichtigung auf der Liegenschaft an der Schulhausstrasse 6 in Brüttisel-

len führte zu zusätzlichem nichtmonetären Abschreibungsaufwand, der bei einer allfälligen Ver-

äusserung der Liegenschaft aufgrund des über dem Buchwert liegenden Marktpreises wieder reali-

siert werden könnte (stille Reserven). 

 

4 Kennzahlenvergleich 

Kennzahlenvergleich der Rechnung über die Periode der letzten fünf Jahre: 

 
 2013 2014 2015 2016 2017 

Selbstfinanzierungsanteil 5 % 6 % 0 % 0 % 11 % 

Selbstfinanzierungsgrad 57 % 25 % 0 % -4 % 284 % 

Zinsbelastungsanteil -1,7 % -2,0 % -2,4 % -0,2 %1 -0,4 %1 

Kapitaldienstanteil 3 % 5 % 6 % 8 % 6 % 

 
1Berechnung ab 2016 gemäss HRM2-Definition (nur noch Zinsen im engeren Sinn, exkl. Mietzinsen) 

 

Der Selbstfinanzierungsanteil drückt aus, wie viele Prozente vom Ertrag für Investitionen oder zur 

Schuldentilgung zur Verfügung standen. Erstrebenswert ist ein Anteil von mehr als 25 %. 

 

Der Selbstfinanzierungsgrad zeigt, wie weit die Nettoinvestitionen mit eigenen Mitteln finanziert wer-

den konnten. Dieser Wert ist über mehrere Jahre zu beurteilen. Im langjährigen Durchschnitt sollte 

eine mindestens hundertprozentige Eigenfinanzierung resultieren. 

 

Der Zinsbelastungsanteil drückt die Höhe der Fremdkapitalzinsen in Prozenten des Ertrags aus. Erstre-

benswert ist ein Anteil von unter 2 %. 

 

Der Kapitaldienstanteil gibt an, wie viele Prozente vom Ertrag für den Kapitaldienst (Zinsen und or-

dentliche Abschreibungen) für die in der Vergangenheit getätigten Investitionen aufgewendet 

werden mussten. Ziel ist ein Wert von unter 5 %. 

 

5 Entwicklung Nettovermögen 

Die nachfolgende Grafik veranschaulicht die Entwicklung des Nettovermögens über die vergange-

nen fünf Jahre. "Nettovermögen" ist die Bezeichnung für eine der wichtigsten Vergleichsgrössen un-

ter Gemeinden und definiert sich durch die Differenz von Eigenkapital abzüglich nicht veräusserba-

rer Anlagen (Verwaltungsvermögen). 
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Aufgrund der tiefer als erwartet ausgefallenen Investitionen, des Buchgewinns aus dem Landge-

schäft „Neuwisen“, der widererwarten starken Steuereingänge zum Jahresende und der guten 

Budgetdisziplin im abgelaufenen Rechnungsjahr konnte die dringend notwendige Trendwende 

vollzogen werden. Das Nettovermögen stieg aufgrund von Sondereffekten um CHF 3,245 Mio. an 

und stabilisierte sich bei CHF 13,813 Mio. bzw. rund CHF 1‘750 pro Einwohner. Die ab dem Rech-

nungsjahr 2018 greifende Steuerfusserhöhung von 2 % wird dazu führen, dass mittelfristig keine Haus-

haltsdefizite mehr erzielt werden sollten. Der Gemeinderat hat deshalb zusätzlich zur seit 2017 grei-

fenden Aufwandplafonierung ein Optimierungsprogramm veranlasst. Dieses soll möglichst wieder-

kehrende Verbesserungen von rund CHF 300‘000 ergeben. 

 

Ein dauerhafter Rückgang des Nettovermögens bis unter die vom Gemeinderat festgelegte Band-

breite von CHF 1‘000 bis CHF 2‘000 pro Einwohner würde gezielte finanzpolitische Massnahmen 

nach sich ziehen. Bei einem konstanten Steuerfuss von 98 % ist damit zu rechnen, dass keine weite-

ren Geldabflüsse entstehen dürften. 

 

6 Schlusswort des Gemeinderats 

Der Gemeinderat empfiehlt der Stimmbürgerschaft, die Jahresrechnung 2017 zu genehmigen. 

 

 

 
Anhang 

 Auswertungen und Diagramme (Anhang 1) 

 Tätigkeitsbericht 2017/19 (Anhang 2) 
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Auswertungen und Diagramme  Anhang 1 

Übersicht 
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Laufende Rechnung – Zusammenzug nach Aufgaben 
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Laufende Rechnung – Einzelkonten nach Funktionen 
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Laufende Rechnung – Zusammenzug nach Arten 

 

 
  



 

 

 16/32 

Investitionsrechnung – Zusammenzug nach Aufgaben 
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Bestandesrechnung – Zusammenzug 
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 Anhang 2 

 

 

 

Tätigkeitsbericht zum Schwerpunktprogramm 2017 / 2019 
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2. Festsetzung mittelfristiger Rechnungsausgleich 

Antrag des Gemeinderats 

 

Die Frist für den mittelfristigen Rechnungsausgleich wird auf acht Jahre festgesetzt und findet erst-

mals im Rahmen der Erarbeitung des Voranschlags 2019 Anwendung. 

Antrag der Rechnungsprüfungskommission 

 

Das neue Gemeindegesetz sieht vor, dass die Erfolgsrechnung des Budgets mittelfristig ausgegli-

chen gestaltet werden muss. Als Messgrösse muss jede Gemeinde den Begriff “mittelfristig“ definie-

ren. 

 

Der mittelfristige Ausgleich soll der Verschuldung des Gemeindehaushaltes vorbeugen. Denn wer-

den Aufwandüberschüsse nicht innert angemessener Frist durch Ertragsüberschüsse kompensiert, 

sinkt das Eigenkapital bis hin zum Bilanzfehlbetrag. Der Bilanzfehlbetrag ist Ausdruck davon, dass die 

Gemeinde ihre Aufgaben nicht mehr durch Steuer- und Gebühreneinnahmen bewältigen kann 

und deshalb die Schuldenlast kontinuierlich steigt. 

 

Der Gemeinderat will, angelehnt an die Empfehlung des Gemeindeamtes, und mit Blick auf die 

Verhältnisse von Wangen-Brüttisellen den Zeitraum auf acht Jahre festlegen.  

 

Die Rechnungsprüfungskommission Wangen-Brüttisellen hat das Geschäft geprüft und empfiehlt 

der Gemeindeversammlung die Vorlage anzunehmen. 

Das Wesentliche in Kürze 

 

 Das neue Gemeindegesetz (§ 92 Abs. 1) sieht vor, dass die Erfolgsrechnung des Budgets mittel-

fristig ausgeglichen gestaltet werden muss. Als Messgrösse muss jede Gemeinde den Begriff „mit-

telfristig“ definieren. 

 Der mittelfristige Ausgleich soll der Verschuldung des Gemeindehaushalts vorbeugen. Denn wer-

den Aufwandüberschüsse nicht innert angemessener Frist durch Ertragsüberschüsse kompensiert, 

sinkt das Eigenkapital bis hin zum Bilanzfehlbetrag. Der Bilanzfehlbetrag ist Ausdruck davon, dass 

die Gemeinde ihre Aufgaben nicht mehr durch Steuer- und Gebühreneinnahmen bewältigen 

kann und deshalb die Schuldenlast kontinuierlich steigt. 

 Wie das mittelfristige Haushaltsgleichgewicht in der Gemeinde umgesetzt wird, muss individuell 

festgelegt werden. Unter diesen Voraussetzungen wird der Begriff „mittelfristig“ mit Blick auf die 

Verhältnisse von Wangen-Brüttisellen auf einen Zeitraum von acht Jahren ausgelegt. 

 Der Gemeinderat folgt damit der Empfehlung des Gemeindeamtes. 
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Ausführlicher Bericht 

 

1 Ausgangslage 

Gemäss neuem Gemeindegesetz (GG) muss der Gemeindesteuerfuss so festgesetzt werden, dass 

die Erfolgsrechnung des Budgets mittelfristig ausgeglichen ist (§ 92 Abs. 1 GG). 

 

Der mittelfristige Ausgleich bedeutet, dass über einen zu definierenden Zeitraum die Aufwand-

überschüsse durch Ertragsüberschüsse ausglichen werden müssen. Die definierten Regelungen und 

die Ergebnisse zur Beurteilung des Haushaltsgleichgewichts müssen in Budget und Jahresrechnung 

offengelegt werden (§ 94 GG). 

 

2 Zweck des mittelfristigen Ausgleichs 

Der mittelfristige Ausgleich soll der Verschuldung der Gemeindehaushalte vorbeugen. Denn wer-

den Aufwandüberschüsse nicht innert angemessener Frist durch Ertragsüberschüsse kompensiert, 

sinkt das Eigenkapital bis hin zum Bilanzfehlbetrag. Ein Bilanzfehlbetrag wäre Ausdruck davon, dass 

eine Gemeinde ihre Aufgaben nicht mehr durch Steuer- und Gebühreneinnahmen bewältigen 

kann und deshalb die Schuldenlast kontinuierlich steigt. 

 

3 Frist 

Die Gemeinden legen fest, über wie viele Jahre sich der Ausgleichszeitraum erstreckt. Zweckmässig 

ist ein Zeitraum von vier bis acht Jahren. Bei einer Frist von weniger als vier Jahren ergibt sich prak-

tisch kein wesentlicher Unterschied zum einjährigen Ausgleich, während ein Zeitraum von mehr als 

acht Jahren die Mittelfristigkeit sprengen würde. 

 

Je kürzer der Zeitraum angesetzt wird, desto weniger bleibt der Gemeinde Zeit, einen Aufwand-

überschuss durch spätere Ertragsüberschüsse zu kompensieren. Ein kürzerer Zeitraum erfordert eine 

strengere Ausgabendisziplin. Ein engeres Zeitkorsett kann zu Schwankungen beim Steuerfuss führen, 

weil sich die Kompensation eines Aufwandüberschusses nur auf wenige Jahre verteilen lässt. Mit 

Blick auf eine seriöse Finanzplanung muss der Zeitraum zwischen drei und fünf Jahren als zu kurzfris-

tig bezeichnet werden. 

 

Das Gemeindeamt empfiehlt demzufolge eine Frist von acht Jahren. 

 

4 Periode und Gegenstand 

Die Gemeinden regeln die Periode des Ausgleichs, d. h. sie regeln, wie sich der mittelfristige Aus-

gleich in Vergangenheitsjahre (Rechnungsjahre) und in Zukunftsjahre (Budget- und Planjahre) glie-

dert. Je mehr Planjahre der mittelfristige Ausgleich hat, desto mehr Zeit bleibt, um die aus den 

Rechnungsjahren resultierenden Aufwandüberschüsse in den folgenden Budgets und weiteren 

Planjahren zu kompensieren. 

 

Ein mittelfristiger Ausgleich, der aus mehr Rechnungsjahren als Budget- und Planjahren besteht, lässt 

wenig Zeit, um die in den Rechnungsjahren angehäuften Aufwandüberschüsse in den Budget- und 

Planjahren durch Ertragsüberschüsse auszugleichen. Das Ruder müsste dann vergleichsweise rasch 

herumgerissen werden, was zu unvermittelten Aufwandkürzungen oder vorübergehenden Erhöhun-

gen des Steuerfusses führen könnte. 

 

Am Gegenstand des Ausgleichs wird gemessen, ob sich die Aufwand- und die Ertragsüberschüsse 

über die festgesetzte Zeitspanne (Frist) des mittelfristigen Ausgleichs effektiv ausgleichen. Das Ge-

meindeamt empfiehlt eine Periode bestehend aus drei abgeschlossenen Rechnungsjahren, dem 

gegenwärtig laufenden Budget- bzw. Rechnungsjahr, dem künftigen Budgetjahr und drei Planjah-

ren. Die Anzahl Planjahre wäre damit auch deckungsgleich mit der gegenwärtigen rollenden Fi-

nanz- und Aufgabenplanung von Wangen-Brüttisellen, was die Überwachung der neuen Vorgaben 

vereinfacht. 
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Abbildungslegende: Das Jahr Bt ist das laufende Budgetjahr, die Jahre Rt-1, Rt-2, Rt-3 sind die ver-

gangenen Rechnungsjahre, das Jahr Bt+1 ist das nächste Budgetjahr und die Jahre Pt+2, Pt+3, Pt+4 

sind die künftigen Planungsjahre. 

 

5 Schlusswort des Gemeinderats 

Es macht Sinn, „mittelfristig“ in Anlehnung an die Planphase der gegenwärtigen Finanz- und Aufga-

benplanung von Wangen-Brüttisellen zu definieren. Auch der Kanton Zürich orientiert sich beim 

Haushaltsgleichgewicht an einer zeitlichen Eingrenzung von acht Jahren. Der Gemeinderat folgt 

damit der Empfehlung des Gemeindeamtes. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt der Stimmbürgerschaft, einem mittelfristigen Rechnungsausgleich von 

acht Jahren zuzustimmen. 
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3. Kauf Stockwerkeinheit der Post im Schurterhaus Wangen 

Antrag des Gemeinderats 

 

Der Gemeinderat Wangen-Brüttisellen wird ermächtigt, die Stockwerkeinheit der Post im Schurter-

haus an der Sennhüttestrasse 2 in Wangen (Grundstück Kat. Nr. 5383) zum Preis von CHF 530‘000 zu 

erwerben. 

Antrag der Rechnungsprüfungskommission 

 

Der Gemeinderat Wangen-Brüttisellen wird ermächtigt, die Stockwerkeinheit der Post im Schurter-

haus an der Sennhüttenstrasse 2 in Wangen zum Preis von CHF 530'000 zu erwerben. 

 

Zur strategischen Sicherung der kompletten Liegenschaft Schurterhaus im Dorfkern Wangen macht 

es für die Gemeinde Sinn, die Stockwerkeinheit der Post abzukaufen. Der Kaufpreis von CHF 530'000 

entspricht, gemäss vorliegender Schätzung der Zürcher Kantonalbank, dem Marktwert. 

 

Die Rechnungsprüfungskommission Wangen-Brüttisellen hat das Geschäft geprüft und empfiehlt 

der Gemeindeversammlung die Vorlage anzunehmen. 

Das Wesentliche in Kürze 

 

 Das ehemalige Postlokal im Schurterhaus in Wangen steht seit der Postschliessung Ende Juli 2017 

leer. Die Post hat keinen weiteren Verwendungszweck für diese Räumlichkeiten und möchte ihre 

Stockwerkeinheit im Schurterhaus verkaufen. 

 Zur strategischen Sicherung der kompletten Liegenschaft Schurterhaus im Dorfkern Wangen 

macht es für die Gemeinde Sinn, die Stockwerkeinheit der Post abzukaufen. 

 Da die Gemeinde kein Vorkaufsrecht für die Stockwerkeinheit der Post besitzt, hat die Post der 

Gemeinde Wangen-Brüttisellen ein exklusives Kaufangebot von CHF 530‘000, aufgrund einer 

Schätzung der Zürcher Kantonalbank, unterbreitet. 
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Ausführlicher Bericht 

 

1 Ausgangslage 

Per Ende Juli 2017 wurde die Poststelle Wangen im Schurterhaus an der Sennhüttestrasse 2 ge-

schlossen und die Postgeschäfte können seither im Volg erledigt werden. Die Post hat längerfristig 

keine Verwendung für die Räumlichkeiten im Schurterhaus und möchte ihre Stockwerkeinheit im 

Schurterhaus verkaufen. 

 

Da die Gemeinde kein Vorkaufsrecht für die Stockwerkeinheit der Post besitzt, hat die Post der Ge-

meinde Wangen-Brüttisellen ein exklusives Kaufangebot, aufgrund einer Schätzung der Zürcher 

Kantonalbank, unterbreitet.  

 

Zum Anteil von 770/1000 ist die Gemeinde bereits Eigentümerin der Liegenschaft Schurterhaus. Bis 

anhin war die Post mit ihrem ebenfalls öffentlichen Charakter (spezialgesetzliche Aktiengesellschaft 

des Bundes) ein idealer Stockwerkeigentumspartner. Für die zukünftige Nutzung der ehemaligen 

Posträumlichkeiten gibt es verschiedene Möglichkeiten und einige Ideen hat der Gemeinderat mit 

der Einladung an einem Ideenpool von der Bevölkerung bereits erhalten. Auch wenn die definiti-

ven Entscheide für den zukünftigen Verwendungszweck der zu erwerbenden Räumlichkeiten heute 

noch nicht vorliegen, ist es für die Gemeinde wertvoll, die Stockwerkeinheit der Post auch zu besit-

zen. Die Gemeinde erhält somit die Kontrolle über die Liegenschaft als Alleineigentümerin und kann 

die zukünftige Nutzung im Dorfkern Wangen nach öffentlichem Interesse steuern. Dies entspricht 

auch dem Leitbildgedanke. 

 

2 Die Stockwerkeinheit der Post 

Die Räumlichkeiten des ehemaligen Postlokals befinden sich im Erdgeschoss des Schurterhaus an 

der Ecke Sennhüttestrasse/Hegnaustrasse. Zur Stockwerkeinheit gehören ein Eingangsbereich, eine 

Kundenhalle, ein Bürobereich, ein Vorraum/Lager sowie ein Bereich für WC/Garderoben. Zudem 

gibt es ein separates Lager und eine Einstellhalle.  

 

3 Kaufvertrag 

Der Kaufpreis der Stockwerkeinheit liegt gemäss vorliegendem Kaufvertrag bei CHF 530‘000. Die Ei-

gentumsübertragung erfolgt, vorbehältlich der Genehmigung durch die Gemeindeversammlung, 

bis zum 30. September 2018.  

 

4 Weitere Planung 

Das Schurterhaus wurde vor knapp 35 Jahren komplett saniert und teilweise neu gebaut. Der 

Baustandard ist nicht mehr in allen Bereichen ganz zeitgemäss. Die Raumaufteilung lässt sich aber 

mit gewissen baulichen Massnahmen relativ flexibel gestalten.  

 

Neben dem Rückbau der postalischen Einbauten müssen nach Kauf des ehemaligen Postlokals, je 

nach Nutzung, auch einige Erneuerungen getätigt und budgetiert werden.  

 

5 Rechtliche Grundlagen für Landkäufe 

Die Stockwerkeinheit des Schurterhaus der politischen Gemeinde befindet sich aufgrund der mo-

mentanen Zweckbestimmung im Verwaltungsvermögen der Gemeinde. Die Übernahme der Stock-

werkeinheit der Post wird folglich ebenfalls das Verwaltungsvermögen veranlagen. Gemäss Ge-

meindeordnung (Art. 15) fallen Spezialbeschlüsse für Liegenschaften im Verwaltungsvermögen aus-

serhalb des Voranschlags ab CHF 80‘000 in die Kompetenz der Gemeindeversammlung. 

 

6 Schlusswort des Gemeinderats 

Auf dem Dorfplatz Wangen finden immer wieder öffentlich zugängliche Veranstaltungen für die Be-

völkerung statt. Bis anhin wurde dabei auch das Grundstück des Schurterhaus (inkl. Parkplätze) 

rege mitbenutzt. Durch die Stockwerkaufteilung der Gemeinde und der Post stand einer öffentli-

chen Nutzung grundsätzlich nichts im Weg. Auch wenn definitive Beschlüsse für den zukünftigen 

Verwendungszweck der zu erwerbenden Räumlichkeiten heute noch nicht vorliegen, ist es deshalb 

wertvoll, die Stockwerkeinheit der Post ebenfalls zu besitzen und somit die Kontrolle über die ge-

samte Liegenschaft und deren Nutzung inkl. Aussenbereich zu erhalten.  



 

 

 32/32 

Der Kaufpreis von CHF 530‘000 entspricht, gemäss vorliegender Schätzung der Zürcher Kantonal-

bank, dem Marktwert (inkl. Sacheinlage in den Erneuerungsfonds und abzüglich der nötigen Investi-

tionen für den Rückbau der postalischen Anlagen) und ist plausibel. Der Gemeinderat erachtet es 

als sinnvoll, die Stockwerkeinheit der Post, zur strategischen Sicherung der gesamten Liegenschaft 

Schurterhaus, zu erwerben und empfiehlt den Stimmberechtigten, der Vorlage zuzustimmen. 


